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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Eine parlamentarische Initiative der Grünen Fraktion wollte es Kantonen und
Gemeinden ermöglichen, auf eigene Initiative hin zusätzliche Flüchtlingsgruppen
aufzunehmen, sofern sie sich zur Übernahme der ansonsten bei
Kontingentsflüchtlingen beim Bund anfallenden Kosten bereit erklären und die
Unterbringung der Flüchtlinge sicherstellen können. In ihrer Begründung betonten die
Initiantinnen und Initianten, dass dieser Wille bei gewissen Kantonen und Gemeinden
bestehe und dass es «weder aus humanitärer Sicht noch aus föderalistischer Logik Sinn
[mache]», sie daran zu hindern. Ein Kanton, der sich in diesen Belangen engagierte, war
etwa der Kanton Basel-Stadt, der diesen Willen nicht zuletzt in einer eigenen
Standesinitiative mit ähnlicher Forderung bekräftigte. Im Frühjahr 2022 beschloss die
SPK-NR, weder der Standesinitiative noch der parlamentarischen Initiative der Grünen
Fraktion Folge zu geben. Letzteren Beschluss fasste sie mit 13 zu 9 Stimmen. Den
Einbezug von Gemeinden und Kantonen in solche Lösungen erachtete die Mehrheit der
Kommission als äusserst komplex und nicht mit dem aktuellen System vereinbar. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.04.2022
MARLÈNE GERBER

Nachdem die SPK-NR entschieden hatte, der Vorlage keine Folge zu geben, beugte sich
der Nationalrat in der Sommersession 2022 über die parlamentarische Initiative der
Grünen Fraktion, die forderte, dass es Kantonen und Gemeinden ermöglicht werden
soll, auf eigene Initiative hin zusätzliche Flüchtlingsgruppen aufzunehmen. Der
Minderheitensprecher Balthasar Glättli (gp, ZH) argumentierte für das Anliegen seiner
Fraktion, dass es keinen guten Grund gäbe, wieso der Schweizer Föderalismus nicht
dazu genutzt werden solle, die Asylpolitik der Schweiz menschlicher und offener zu
gestalten. Laut Marianne Binder-Keller (mitte, AG) stünde der vorgeschlagene
Mechanismus im Verständnis der Kommissionsmehrheit aber im «Widerspruch zum
aktuellen System», welches darauf aufbaue, dass «die Lasten» gemeinsam, statt von
einzelnen Gemeinden, getragen würden. 
Der Nationalrat entschied mit 119 zu 70 Stimmen, dem Anliegen der Grünen Fraktion
keine Folge zu geben. Für die Vorlage sprachen sich lediglich die beiden geschlossen
stimmenden Fraktionen der SP und der Grünen sowie die drei Nationalratsmitglieder
der EVP aus. Damit blieb der Nationalrat seiner Stellung zu diesem Thema treu – so
hatte er bereits eine Woche zuvor einer Standesinitiative aus dem Kanton Basel-Stadt
keine Folge gegeben, die eine ähnliche Änderung im Asylwesen gefordert hatte. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2022
SARAH KUHN

1) Medienmitteilung SPK-NR vom 1.4.22
2) AB NR, 2022 S. 1262 ff.
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